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DER ERZDIÖZESE FREIBURG

Freiburg im Breisgau, den 28. Juni 2019
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Nr. 48

Satzung des Erzbischöflichen Stuhls Freiburg

Präambel

1Der Erzbischöfliche Stuhl Freiburg ist eine kirchliche
Stiftung des öffentlichen Rechts, die bereits seit Errich-
tung der Erzdiözese Freiburg besteht. 2Er bildet seit alters
her den materiellen Anhang eines Kirchenamtes mit dem
Zweck, den Erzbischof von Freiburg als Amtsinhaber zu
besolden und die Kosten seiner Dienstwohnung zu tragen.
3Am 6. Juni 2014 hat der Apostolische Administrator, Erz-
bischof Dr. Robert Zollitsch, eine Satzung erlassen (ABl.
S. 367), die am 2. Juli 2014 vom Ministerium für Kultus,
Jugend und Sport Baden-Württemberg genehmigt wurde.

§ 1
Name und Sitz

(1) Die Stiftung hat den Namen „Erzbischöflicher Stuhl
Freiburg“.

(2) Sitz der Stiftung ist Freiburg im Breisgau.

§ 2
Rechtsform

(1) Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht gem. cann.
1303 § 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 § 2 Halbs. 1 CIC als selbst-
ständige Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit er-
richtet.

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts-
form einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. d. § 22 Nr. 2
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (StiftG) und
dient i. S. d. §§ 25 Abs. 2 und 29 Abs. 1 StiftG den Zwecken
des Gottesdienstes und der Verkündigung.

§ 3
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist, den Erzbischof von Freiburg
als Amtsinhaber zu besolden und die Kosten seiner Dienst-
wohnung zu tragen.

(2) 1Der Stiftungszweck umfasst ferner die Förderung wei-
terer kirchlicher, mildtätiger und gemeinnütziger Auf-
gaben unter besonderer Berücksichtigung der dem Erz-
bischof von Freiburg anvertrauten umfassenden Sorge für
die Feier des Gottesdienstes, die Ausübung der Werke des
Apostolats und der Caritas, die Förderung der kirchlichen
Kunst und Kultur und des katholischen Bildungswesens.
2Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch

– Besoldung des Erzbischofs und der emeritierten Erz-
bischöfe von Freiburg,

– Bestreiten der Kosten der Amtsführung, der Dienstzim-
mer und der Dienstwohnungen,

– Förderung pastoraler und caritativer Projekte im Be-
reich der kirchlichen Aus- und Fortbildung, der Jugend-
und Familienpastoral und der Altenhilfe,

– weltkirchliches Engagement,

– Unterstützung Bedürftiger und

– Bau- und Unterhalt kirchlicher Gebäude.

3Der Zweck wird auch dadurch verwirklicht, dass die Stif-
tung anderen steuerbegünstigten Körperschaften Mittel zur
Verwirklichung von Zwecken i. S. v. Abs. 1 und 2 zur Ver-
fügung stellt. 4Unmittelbar gegen die Stiftung gerichtete
Ansprüche bestehen nicht.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar
kirchliche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke i. S. d. Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

Erzbistum Freiburg
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(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Stammvermögen

Das Stammvermögen bestimmt sich nach dem Dekret über
die Zuweisung von Stammvermögen (patrimonium stabile)
– Diözesanebene in seiner jeweils geltenden Fassung.

§ 6
Organe

Organe der Stiftung sind:

1. der Erzbischof von Freiburg als Stiftungsvorstand und

2. der Aufsichtsrat.

§ 7
Verwaltung

(1) 1Der Erzbischof von Freiburg ist Verwalter der Stif-
tung. 2Er hat gem. §§ 86 Satz 1, 26 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1
und 2 BGB die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.

(2) Willenserklärungen sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich oder in Textform abgegeben worden sind.

(3) Der Erzbischof von Freiburg erstellt den Wirtschafts-
plan und den Jahresabschluss mit Tätigkeitsbericht.

§ 8
Zusammensetzung und Aufgaben

des Aufsichtsrates

(1) 1Der Aufsichtsrat besteht aus drei oder vier stimmbe-
rechtigen Mitgliedern, die in wirtschaftlichen Fragen wirk-
lich erfahren sind und sich durch Rechtschaffenheit aus-
zeichnen. 2Sie werden vom Erzbischof von Freiburg er-
nannt und dürfen keine aktiven oder pensionierten/ver-
renteten Mitarbeiter der Erzbischöflichen Kurie sein.
3Höchstens ein Mitglied des Aufsichtsrates soll ein Pries-
ter der Erzdiözese Freiburg sein. 4Der Erzbischof von
Freiburg kann zusätzlich zu den in Satz 1 ernannten Mit-
gliedern einen Priester der Erzdiözese Freiburg als weite-
res Mitglied ohne Stimmrecht ernennen, wenn unter den
in Satz 1 ernannten Mitgliedern kein Priester der Erzdiö-
zese Freiburg ist.

(2) 1Die Amtszeit des Aufsichtsrates dauert fünf Jahre. 2Sie
beginnt mit der konstituierenden Sitzung des Aufsichts-
rates nach der Ernennung der Mitglieder und endet mit
der konstituierenden Sitzung des neuen Aufsichtsrates.

(3) Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Reihen eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) 1Der Aufsichtsrat trifft die grundlegenden Entschei-
dungen in Bezug auf die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks und führt als unabhängiges Organ die Aufsicht
über die Tätigkeit der Verwaltung und Vertretung, ins-
besondere über

– die Verwirklichung des Stiftungszwecks,

– die Beachtung der Satzung,

– die ordnungsgemäße Wahrnehmung und Erledigung
der Geschäfte,

– Vorschläge zu Änderungen der Satzung oder des Sat-
zungszwecks gem. § 14 Abs. 1.

2Zu den grundlegenden Entscheidungen in Bezug auf die
Verwirklichung des Stiftungszwecks i. S. v. Satz 1 zählen
insbesondere Förder- und Kommunikationsrichtlinien.

(5) 1Wirtschaftsplan und Jahresabschluss mit Tätigkeits-
bericht werden vom Aufsichtsrat beschlossen. 2Sie sind
der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem Diözesanvermögens-
verwaltungsrat und dem Rechnungshof für die Erzdiözese
Freiburg unverzüglich vorzulegen.

(6) 1Der Aufsichtsrat kann auch für den Einzelfall beschlie-
ßen, dass bestimmte Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten der
Verwaltung und Vertretung seiner Zustimmung bedürfen.
2Sie dürfen von der Verwaltung und Vertretung erst um-
gesetzt werden, wenn die Zustimmung des Aufsichtsrates
erteilt ist.

(7) 1Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet außer nach
§ 8 Abs. 2 Satz 2

1. mit dem Ende des Amtes, das der Ernennung zu Grunde
lag, oder

2. nach vorzeitiger Abberufung aus wichtigem Grund
durch den Erzbischof von Freiburg oder

3. mit der Investitur eines neuen Bischofs, wenn dieser
die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat nicht bestätigt.

2Im Fall des § 8 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 wird das nach-
rückende Mitglied für die Dauer der restlichen Amtszeit
des ausgeschiedenen Mitglieds ernannt.
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(8) Aufwandsentschädigungen können – soweit rechtlich
zulässig – nur an ehrenamtliche Mitglieder ausbezahlt
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 9
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) 1Mindestens zweimal im Jahr tritt der Aufsichtsrat zu
einer Sitzung zusammen. 2Außerdem kann die oder der
Vorsitzende den Aufsichtsrat zu einer Sitzung aus beson-
derem Anlass einberufen; sie oder er hat den Aufsichtsrat
zu einer solchen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens
zwei Mitglieder dies in Textform verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche
Mitglieder mit einer Frist von mindestens drei Wochen
vor der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung eingela-
den worden und wenigstens zwei Mitglieder anwesend
sind.

(3) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Die durch die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erhaltenen Informationen
und Unterlagen sind vertraulich zu behandeln; die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Ende der
Mitgliedschaft fort.

(4) 1Beschlüsse innerhalb einer Sitzung werden mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 2Beschlüsse
außerhalb einer Sitzung kommen gültig zustande, wenn
alle Mitglieder ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in
Textform erklären.

§ 10
Geschäftsordnung

Die Organe der Stiftung geben sich eine gemeinsame Ge-
schäftsordnung.

§ 11
Haftung

Die Organe der Stiftung sind der Stiftung gegenüber für
den aus einer Pflichtverletzung entstehenden Schaden
verantwortlich, wobei sich die Haftung auf Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 12
Prüfung

(1) Die Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Rech-
nungshof für die Erzdiözese Freiburg.

(2) 1Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dieser Prüfung
eine Prüfung durch eine andere unabhängige Prüfungs-
einrichtung in Auftrag geben. 2Deren Prüfbericht ist dem
Erzbischof von Freiburg, dem Rechnungshof für die Erz-

diözese Freiburg, der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium unverzüglich vorzulegen.

§ 13
Kirchliche Aufsicht

(1) 1Die Beispruchsrechte des Diözesanvermögensverwal-
tungsrates und des Konsultorenkollegiums, die zur Wirk-
samkeit im Außenverhältnis eingehalten werden müssen,
bleiben unberührt. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte bedürfen
für ihre Wirksamkeit im Außenverhältnis der Genehmi-
gung der kirchlichen Rechtsaufsicht:

a) Waren- und Finanztermingeschäfte;

b) Abschluss von Arbeits- und Dienstverträgen, die gem.
§ 7 Abs. 1 Nr. 14 KVO V genehmigungspflichtig sind;

c) Gesellschaftsverträge und Beteiligungsverträge jeder
Art, die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an Dritte;

d) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte über die Begründung
und Änderung von Kirchenbaulasten und Kultpflichten
sowie entsprechende Geld- und Naturalleistungsan-
sprüche;

e) Verträge mit kommunalen Körperschaften über den
Betrieb sozial-caritativer Einrichtungen (insbesondere
Tageseinrichtungen für Kinder und Sozialstationen);

f) Rechtsgeschäfte mit Organmitgliedern oder mit Per-
sonen, die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen
Rechtsaufsicht befasst sind sowie Rechtsgeschäfte mit
Personen, die mit einem Organmitglied oder Personen,
die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen Rechts-
aufsicht befasst sind, in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis (entsprechend § 19 Abs. 1 KVO III)
stehen.

2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) In Bezug auf konkret definierte Gesellschaftsverträge
und Beteiligungsverträge i. S. d. Abs. 2 c) kann eine ge-
nerelle Zustimmung durch die kirchliche Rechtsaufsicht
erteilt werden.

§ 14
Satzungsänderung;

Zusammenlegung und Aufhebung

(1) 1Entscheidungen über die Änderung der Satzung oder
des Satzungszwecks trifft auf Vorschlag des Aufsichtsrats
der Erzbischof von Freiburg.
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(2) 1Entscheidungen gem. Abs. 1 bedürfen der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsauf-
sicht nach Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiö-
zese Freiburg, des Diözesanvermögensverwaltungsrates
und des Konsultorenkollegiums. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) 1Entscheidungen über die Zusammenlegung und die
Aufhebung der Stiftung bedürfen der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsaufsicht nach
Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiözese Freiburg
und vorheriger schriftlicher Zustimmung des Diözesan-
vermögensverwaltungsrates und des Konsultorenkolle-
giums; sie sind nur zulässig, wenn die Verwirklichung des
Stiftungszwecks aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den unmöglich geworden ist. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Im Falle der Aufhebung des Erzbischöflichen Stuhls
Freiburg fällt das nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten
verbleibende Vermögen der Erzdiözese Freiburg zu, die
dieses Vermögen bzw. seinen Ertrag weiterhin für Zwecke
i. S. d. § 3 zu verwenden hat.

§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Die Satzung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft. 2Gleichzeitig
tritt die Satzung vom 6. Juni 2014 außer Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 19. Juni 2019

Erzbischof Stephan Burger

Nr. 49

Satzung des Erzbischöflichen Linzerfond

Präambel

1Der Erzbischöfliche Linzerfond ist eine kirchliche Stif-
tung des öffentlichen Rechts, die bereits seit Errichtung
der Erzdiözese Freiburg besteht. 2Der Linzerfond ist dem
Erzbischöflichen Stuhl bei der Errichtung des Erzbistums
Freiburg als Dotation (Art. IV. I. der Zirkumskriptions-
bulle „Provida solersque“ vom 16. August 1821, bestätigt
durch die landesherrliche Fundationsurkunde vom 16. Ok-
tober 1827) überwiesen worden. 3Zweck der Dotation war
die vermögensrechtliche Ausstattung eines Kirchenamtes
und demzufolge die persönliche Besoldung des Erzbi-
schofs. 4Die Satzung des Erzbischöflichen Linzerfond vom
21. Dezember 1942 gab als weiteren Zweck die Diözesan-
verwaltung an.

§ 1
Name und Sitz

(1) Die Stiftung hat den Namen „Erzbischöflicher Linzer-
fond“.

(2) Sitz der Stiftung ist Freiburg im Breisgau.

§ 2
Rechtsform

(1) Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht gem. cann. 1303
§ 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 § 2 Halbs. 1 CIC als selbstständige
Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit errichtet.

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts-
form einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. d. § 22 Nr. 2
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (StiftG).

§ 3
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist, in individuelle Notlagen gera-
tenen Menschen zu helfen, die ihren Wohnsitz in der Erz-
diözese Freiburg haben. Die Stiftung hat weiterhin die
historische Aufgabe, für die Besoldung des Erzbischofs
und darüber hinaus die Zwecke der Diözesanverwaltung
aufzukommen.

(2) Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch

– finanzielle Hilfe nach Schicksalsschlägen,

– finanzielle Hilfe für Menschen, die nicht mehr in der
Lage sind, die Mittel für die notwendige Versorgung
ihrer Familie aufzubringen,

– finanzielle Hilfe für Menschen, die von staatlicher oder
privater Seite zeitweise keine Hilfe mehr erhalten.

(3) Unmittelbar gegen die Stiftung gerichtete Ansprüche
bestehen nicht, sofern nicht entsprechende historische
Rechtstitel vorliegen.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar
kirchliche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke i. S. d. Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden.
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(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Stammvermögen

Das Stammvermögen bestimmt sich nach dem Dekret über
die Zuweisung von Stammvermögen (patrimonium stabile)
– Diözesanebene in seiner jeweils geltenden Fassung.

§ 6
Organe

Organe der Stiftung sind:

1. der Erzbischof von Freiburg als Stiftungsvorstand und

2. der Aufsichtsrat.

§ 7
Verwaltung

(1) 1Der Erzbischof von Freiburg ist Verwalter der Stif-
tung. 2Er hat gem. §§ 86 Satz 1, 26 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1
und 2 BGB die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.

(2) Willenserklärungen sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich oder in Textform abgegeben worden sind.

(3) Der Erzbischof von Freiburg erstellt den Wirtschafts-
plan und den Jahresabschluss mit Tätigkeitsbericht.

§ 8
Zusammensetzung und Aufgaben

des Aufsichtsrates

(1) 1Der Aufsichtsrat besteht aus drei oder vier stimmbe-
rechtigten Mitgliedern, die in wirtschaftlichen Fragen
wirklich erfahren sind und sich durch Rechtschaffenheit
auszeichnen. 2Sie werden vom Erzbischof von Freiburg er-
nannt und dürfen keine aktiven oder pensionierten/ver-
renteten Mitarbeiter der Erzbischöflichen Kurie sein. 3Höchs-
tens ein Mitglied des Aufsichtsrates soll ein Priester der
Erzdiözese Freiburg sein. 4Der Erzbischof von Freiburg
kann zusätzlich zu den in Satz 1 ernannten Mitgliedern
einen Priester der Erzdiözese als weiteres Mitglied ohne
Stimmrecht ernennen, wenn unter den in Satz 1 ernann-
ten Mitgliedern kein Priester der Erzdiözese ist.

(2) 1Die Amtszeit des Aufsichtsrates dauert fünf Jahre. 2Sie
beginnt mit der konstituierenden Sitzung des Aufsichts-
rates nach der Ernennung der Mitglieder und endet mit
der konstituierenden Sitzung des neuen Aufsichtsrates.

(3) Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Reihen eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) 1Der Aufsichtsrat trifft die grundlegenden Entschei-
dungen in Bezug auf die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks und führt als unabhängiges Organ die Aufsicht
über die Tätigkeit der Verwaltung und Vertretung, insbe-
sondere über

– die Verwirklichung des Stiftungszwecks,

– die Beachtung der Satzung,

– die ordnungsgemäße Wahrnehmung und Erledigung
der Geschäfte,

– Vorschläge zu Änderungen der Satzung oder des Sat-
zungszwecks gem. § 14 Abs. 1.

2Zu den grundlegenden Entscheidungen in Bezug auf die
Verwirklichung des Stiftungszwecks i. S. v. Satz 1 zählen
insbesondere Förder- und Kommunikationsrichtlinien.

(5) 1Wirtschaftsplan und Jahresabschluss mit Tätigkeits-
bericht werden vom Aufsichtsrat beschlossen. 2Sie sind
der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem Diözesanvermögens-
verwaltungsrat und dem Rechnungshof für die Erzdiöze-
se Freiburg unverzüglich vorzulegen.

(6) 1Der Aufsichtsrat kann auch für den Einzelfall beschlie-
ßen, dass bestimmte Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten der
Verwaltung und Vertretung seiner Zustimmung bedürfen.
2Sie dürfen von der Verwaltung und Vertretung erst um-
gesetzt werden, wenn die Zustimmung des Aufsichtsrates
erteilt ist.

(7) 1Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet außer nach
§ 8 Abs. 2 Satz 2

1. mit dem Ende des Amtes, das der Ernennung zu Grunde
lag, oder

2. nach vorzeitiger Abberufung aus wichtigem Grund
durch den Erzbischof von Freiburg oder

3. mit Investitur eines neuen Bischofs, wenn dieser die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat nicht bestätigt.

2Im Fall des § 8 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 wird das nach-
rückende Mitglied für die Dauer der restlichen Amtszeit
des ausgeschiedenen Mitglieds ernannt.

(8) Aufwandsentschädigungen können – soweit rechtlich
zulässig – nur an ehrenamtliche Mitglieder ausbezahlt
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.
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§ 9
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) 1Mindestens zweimal im Jahr tritt der Aufsichtsrat zu
einer Sitzung zusammen. 2Außerdem kann die oder der
Vorsitzende den Aufsichtsrat zu einer Sitzung aus beson-
derem Anlass einberufen; sie oder er hat den Aufsichtsrat
zu einer solchen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens
zwei Mitglieder dies in Textform verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche
Mitglieder mit einer Frist von mindestens drei Wochen
vor der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung eingela-
den worden und wenigstens zwei Mitglieder anwesend
sind.

(3) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Die durch die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erhaltenen Informationen
und Unterlagen sind vertraulich zu behandeln; die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Ende der
Mitgliedschaft fort.

(4) 1Beschlüsse innerhalb einer Sitzung werden mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 2Beschlüsse
außerhalb einer Sitzung kommen gültig zustande, wenn
alle Mitglieder ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in
Textform erklären.

§ 10
Geschäftsordnung

Die Organe der Stiftung geben sich eine gemeinsame Ge-
schäftsordnung.

§ 11
Haftung

Die Organe der Stiftung sind der Stiftung gegenüber für
den aus einer Pflichtverletzung entstehenden Schaden
verantwortlich, wobei sich die Haftung auf Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 12
Prüfung

(1) Die Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Rech-
nungshof für die Erzdiözese Freiburg.

(2) 1Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dieser Prüfung
eine Prüfung durch eine andere unabhängige Prüfungs-
einrichtung in Auftrag geben. 2Deren Prüfbericht ist dem
Erzbischof von Freiburg, dem Rechnungshof für die Erz-
diözese Freiburg, der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium unverzüglich vorzulegen.

§ 13
Kirchliche Aufsicht

(1) 1Die Beispruchsrechte des Diözesanvermögensverwal-
tungsrates und des Konsultorenkollegiums, die zur Wirk-
samkeit im Außenverhältnis eingehalten werden müssen,
bleiben unberührt. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte bedürfen
für ihre Wirksamkeit im Außenverhältnis der Genehmi-
gung der kirchlichen Rechtsaufsicht:

a) Waren- und Finanztermingeschäfte;

b) Abschluss von Arbeits- und Dienstverträgen, die gem.
§ 7 Abs. 1 Nr. 14 KVO V genehmigungspflichtig sind;

c) Gesellschaftsverträge und Beteiligungsverträge je-
der Art, die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an
Dritte;

d) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte über die Begründung
und Änderung von Kirchenbaulasten und Kultpflichten
sowie entsprechende Geld- und Naturalleistungsan-
sprüche;

e) Verträge mit kommunalen Körperschaften über den
Betrieb sozial-caritativer Einrichtungen (insbesondere
Tageseinrichtungen für Kinder und Sozialstationen);

f) Rechtsgeschäfte mit Organmitgliedern oder mit Per-
sonen, die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen
Rechtsaufsicht befasst sind sowie Rechtsgeschäfte mit
Personen, die mit einem Organmitglied oder Personen,
die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen Rechts-
aufsicht befasst sind, in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis (entsprechend § 19 Abs. 1 KVO III)
stehen.

2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) In Bezug auf konkret definierte Gesellschaftsverträge
und Beteiligungsverträge i. S. d. Abs. 2 c) kann eine ge-
nerelle Zustimmung durch die kirchliche Rechtsaufsicht
erteilt werden.

§ 14
Satzungsänderung;

Zusammenlegung und Aufhebung

(1) 1Entscheidungen über die Änderung der Satzung oder
des Satzungszwecks trifft auf Vorschlag des Aufsichtsrats
der Erzbischof von Freiburg.

(2) 1Entscheidungen gem. Abs. 1 bedürfen der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsauf-
sicht nach Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiö-
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zese Freiburg, des Diözesanvermögensverwaltungsrates
und des Konsultorenkollegiums. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) 1Entscheidungen über die Zusammenlegung und die
Aufhebung der Stiftung bedürfen der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsaufsicht nach
Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiözese Freiburg
und vorheriger schriftlicher Zustimmung des Diözesan-
vermögensverwaltungsrates und des Konsultorenkolle-
giums; sie sind nur zulässig, wenn die Verwirklichung des
Stiftungszwecks aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den unmöglich geworden ist. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Im Falle der Aufhebung des Erzbischöflichen Linzer-
fond fällt das nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten ver-
bleibende Vermögen der Erzdiözese Freiburg zu, die die-
ses Vermögen bzw. seinen Ertrag weiterhin für Zwecke
i. S. d. § 3 zu verwenden hat.

§ 15
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 19. Juni 2019

Erzbischof Stephan Burger

Nr. 50

Satzung des Breisgauer Katholischen Reli-
gionsfonds

Präambel

1Der Breisgauer Katholische Religionsfonds ist eine kirch-
liche Stiftung des öffentlichen Rechts. 2Die Stiftung war
im 18. Jahrhundert unter dem österreichischen Kaiser
Joseph II. entstanden. 3In der Phase, in der Teile des heuti-
gen Erzbistums Freiburg zu Vorderösterreich zählten, hob
der österreichische Kaiser Joseph II. „eigenmächtig eine
Reihe von Klöstern im Breisgau auf und vereinigte ihr Ver-
mögen in dem Breisgauer Religionsfonds, der allgemei-
nen kirchlichen Zwecken dienen sollte.“ 4Der Stiftung war
seinerzeit die Aufgabe übertragen worden, neben der stan-
desgemäßen Versorgung von Klerikern und anderen Kir-
chenbediensteten auch für den Bau und die Unterhaltung
bestimmter kirchlicher Gebäude im Gebiet des damaligen
zu Vorderösterreich gehörenden Landes Breisgau aufzu-
kommen.

5Als Gründungsakt des Breisgauer Religionsfonds wird
das Hofdekret vom 28. Februar 1782 angesehen. 6Nach
der endgültigen Zerschlagung Vorderösterreichs 1805
wurde der Religionsfonds mit landesherrlicher Dotations-
urkunde vom 23. Dezember 1820 auf die neu errichtete
Erzdiözese Freiburg übertragen.

7Zum 1. Januar 2006 wurde die Stiftung „Allgemeine Ka-
tholische Kirchenkasse“ mit dem Breisgauer Katholischen
Religionsfonds zusammengelegt; die Aufgaben und das
Vermögen der Allgemeinen Katholischen Kirchenkasse
gingen auf den Breisgauer Katholischen Religionsfonds
über. 8Nach Zusammenlegung der Stiftung wurde dem
Breisgauer Katholischen Religionsfonds am 8. Dezem-
ber 2005 gem. § 21 Abs. 3 i. V. m. § 14 Abs. 2 und § 26
Abs. 1 des Stiftungsgesetzes Baden-Württemberg mit
Wirkung zum 1. Januar 2006 eine neue Satzung gegeben
(ABl. S. 255). 9Die Satzung wurde mit erster Verordnung
vom 30. Dezember 2011 (ABl. S. 220) und mit zweiter
Verordnung vom 20. Januar 2016 (ABl. S. 347) geändert.
10Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg hat die Änderungen der Satzung des Breis-
gauer Katholischen Religionsfonds mit Verfügung vom
20. Januar 2012 und vom 29. Februar 2016 genehmigt.

§ 1
Name und Sitz

(1) Die Stiftung hat den Namen „Breisgauer Katholischer
Religionsfonds“.

(2) Sitz der Stiftung ist Freiburg im Breisgau.

§ 2
Rechtsform

(1) Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht gem. cann. 1303
§ 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 § 2 Halbs. 1 CIC als selbstständige
Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit errichtet.

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts-
form einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. d. § 22 Nr. 2
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (StiftG)
und dient i. S. d. §§ 25 Abs. 2 und 29 Abs. 1 StiftG den
Zwecken des Gottesdienstes und der Verkündigung.

§ 3
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist, für Baubedürfnisse örtlicher
katholischer Rechtspersonen an Kirchen und Pfarrhäusern
im ehemals vorderösterreichischen Teil Badens aufzukom-
men.

(2) Soweit bei vorrangiger Erfüllung des Stiftungszwecks
nach Abs. 1 dafür ausreichend Mittel vorhanden sind, un-
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terstützt die Stiftung darüber hinaus örtliche katholische
Rechtspersonen im restlichen ehemals vorderösterreichi-
schen Teil der Erzdiözese Freiburg bei der Bauunterhal-
tung von Kirchen und Pfarrhäusern.

(3) Unmittelbar gegen die Stiftung gerichtete Ansprüche
bestehen nicht, sofern nicht entsprechende historische
Rechtstitel vorliegen.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar kirch-
liche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke i. S. d. Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Stammvermögen

Das Stammvermögen bestimmt sich nach dem Dekret über
die Zuweisung von Stammvermögen (patrimonium stabile)
– Diözesanebene in seiner jeweils geltenden Fassung.

§ 6
Organe

Organe der Stiftung sind:

1. der Stiftungsvorstand und

2. der Aufsichtsrat.

§ 7
Stiftungsvorstand; Verwaltung und Vertretung

(1) 1Der Stiftungsvorstand wird vom Ordinarius für fünf
Jahre berufen. 2Der Stiftungsvorstand besteht aus einer
Person. 3Der Ordinarius kann den Stiftungsvorstand vor-
zeitig aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen
Geschäftsführung, abberufen.

(2) 1Der Stiftungsvorstand ist Verwalter der Stiftung. 2Er
hat gem. §§ 86 Satz 1, 26 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 und 2 BGB
die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.

(3) Willenserklärungen sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich oder in Textform abgegeben worden sind.

(4) Der Stiftungsvorstand erstellt den Wirtschaftsplan und
den Jahresabschluss mit Tätigkeitsbericht.

§ 8
Zusammensetzung und Aufgaben

des Aufsichtsrates

(1) 1Der Aufsichtsrat besteht aus acht Mitgliedern, die in
wirtschaftlichen Fragen wirklich erfahren sind und sich
durch Rechtschaffenheit auszeichnen. 2Zwei Mitglieder
sollen Priester der Erzdiözese sein. 3Alle Mitglieder des
Aufsichtsrates werden vom Erzbischof von Freiburg er-
nannt und dürfen keine aktiven oder pensionierten/ver-
renteten Mitarbeiter der Erzbischöflichen Kurie Freiburg
sein.

(2) 1Die Amtszeit des Aufsichtsrates dauert fünf Jahre. 2Sie
beginnt mit der konstituierenden Sitzung des Aufsichts-
rates und endet mit der konstituierenden Sitzung des neuen
Aufsichtsrates.

(3) Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Reihen eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) 1Der Aufsichtsrat trifft die grundlegenden Entschei-
dungen in Bezug auf die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks und führt als unabhängiges Organ die Aufsicht
über die Tätigkeit der Verwaltung und Vertretung, ins-
besondere über

– die Verwirklichung des Stiftungszwecks,

– die Beachtung der Satzung,

– die ordnungsgemäße Wahrnehmung und Erledigung
der Geschäfte,

– Vorschläge zu Änderungen der Satzung oder des Sat-
zungszwecks gem. § 14 Abs. 1.

2Zu den grundlegenden Entscheidungen in Bezug auf die
Verwirklichung des Stiftungszwecks i. S. v. Satz 1 zählen
insbesondere Förder- und Kommunikationsrichtlinien.

(5) 1Der Wirtschaftsplan wird dem Aufsichtsrat vorgelegt
und von diesem genehmigt. 2Der Jahresabschluss mit
Tätigkeitsbericht wird vom Aufsichtsrat festgestellt, der
zugleich über die Entlastung des Stiftungsvorstands ent-
scheidet. 3Wirtschaftsplan und Jahresabschluss sind der
kirchlichen Rechtsaufsicht, dem Diözesanvermögensver-
waltungsrat und dem Rechnungshof für die Erzdiözese
Freiburg unverzüglich vorzulegen.
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(6) 1Der Aufsichtsrat kann auch für den Einzelfall beschlie-
ßen, dass bestimmte Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten der
Verwaltung und Vertretung seiner Zustimmung bedürfen.
2Sie dürfen von der Verwaltung und Vertretung erst umge-
setzt werden, wenn die Zustimmung des Aufsichtsrats er-
teilt ist.

(7) 1Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet außer nach
§ 8 Abs. 2 Satz 2

1. mit dem Ende des Amtes, das der Ernennung zu Grunde
lag, oder

2. nach vorzeitiger Abberufung aus wichtigem Grund
durch den Erzbischof von Freiburg.

2Im Fall des § 8 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 wird das nach-
rückende Mitglied für die Dauer der restlichen Amtszeit
des ausgeschiedenen Mitglieds ernannt.

(8) Aufwandsentschädigungen können – soweit rechtlich
zulässig – nur an ehrenamtliche Mitglieder ausbezahlt
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 9
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) 1Mindestens zweimal im Jahr tritt der Aufsichtsrat zu
einer Sitzung zusammen. 2Außerdem kann die oder der
Vorsitzende den Aufsichtsrat zu einer Sitzung aus beson-
derem Anlass einberufen; sie oder er hat den Aufsichtsrat
zu einer solchen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens
vier Mitglieder dies in Textform verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche
Mitglieder mit einer Frist von mindestens drei Wochen
vor der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung eingeladen
worden und wenigstens vier Mitglieder anwesend sind.

(3) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Die durch die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erhaltenen Informationen
und Unterlagen sind vertraulich zu behandeln; die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Ende der
Mitgliedschaft fort.

(4) 1Beschlüsse innerhalb einer Sitzung werden mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 2Beschlüsse
außerhalb einer Sitzung kommen gültig zustande, wenn
alle Mitglieder ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in
Textform erklären.

§ 10
Geschäftsordnung

Die Organe der Stiftung geben sich eine gemeinsame Ge-
schäftsordnung.

§ 11
Haftung

Die Organe der Stiftung sind der Stiftung gegenüber für
den aus einer Pflichtverletzung entstehenden Schaden
verantwortlich, wobei sich die Haftung auf Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 12
Prüfung

(1) Die Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Rech-
nungshof für die Erzdiözese Freiburg.

(2) 1Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dieser Prüfung
eine Prüfung durch eine andere unabhängige Prüfungs-
einrichtung in Auftrag geben. 2Deren Prüfbericht ist dem
Erzbischof von Freiburg, dem Rechnungshof für die Erz-
diözese Freiburg, der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium unverzüglich vorzulegen.

§ 13
Kirchliche Aufsicht

(1) 1Die Beispruchsrechte des Diözesanvermögensverwal-
tungsrates und des Konsultorenkollegiums,1 die zur Wirk-
samkeit im Außenverhältnis eingehalten werden müssen,
bleiben unberührt. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte bedürfen
für ihre Wirksamkeit im Außenverhältnis der Genehmi-
gung der kirchlichen Rechtsaufsicht:

a) Aufnahme von Darlehen, Abgabe von Garantieerklä-
rungen und Übernahme von Fremdverpflichtungen
(Schuldübernahme, Schuldbeitritt, Bürgschaft und ver-
gleichbare Risikogeschäfte), wenn der Gegenstands-
wert mehr als fünf Prozent des Eigenkapitals der Stif-
tung ausmacht. Maßgebend ist der letzte verabschie-
dete Jahresabschluss;

b) Waren- und Finanztermingeschäfte;

c) Abschluss von Arbeits- und Dienstverträgen, die gem.
§ 7 Abs. 1 Nr. 14 KVO V genehmigungspflichtig sind;

d) Gesellschaftsverträge und Beteiligungsverträge jeder
Art, die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an
Dritte sowie die Begründung und Beendigung von
Mitgliedschaften bei Rechtspersonen, deren Zweck auf
den Betrieb einer kirchlichen, sozialen oder pädagogi-
schen Einrichtung gerichtet ist;

1 Insbesondere finden die Beispruchsrechte nach cann. 1292 § 1, 1295
und 1281 § 2 CIC Anwendung.
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e) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte über die Begründung,
Änderung und Aufhebung von Kirchenbaulasten und
Kultpflichten sowie entsprechende Geld- und Natural-
leistungsansprüche;

f) Verträge mit kommunalen Körperschaften über den
Betrieb sozial-caritativer Einrichtungen (insbesondere
Tageseinrichtungen für Kinder und Sozialstationen);

g) Rechtsgeschäfte mit Organmitgliedern oder mit Per-
sonen, die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen
Rechtsaufsicht befasst sind sowie Rechtsgeschäfte mit
Personen, die mit einem Organmitglied oder Personen,
die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen Rechts-
aufsicht befasst sind, in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis (entsprechend § 19 Abs. 1 KVO III)
stehen.

2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) In Bezug auf konkret definierte Gesellschaftsverträge
und Beteiligungsverträge i. S. d. Abs. 2 d) kann eine ge-
nerelle vorherige Zustimmung durch die kirchliche Rechts-
aufsicht erteilt werden.

§ 14
Satzungsänderung;

Zusammenlegung und Aufhebung

(1) 1Entscheidungen über die Änderung der Satzung oder
des Satzungszwecks trifft auf Vorschlag des Aufsichtsrats
der Erzbischof von Freiburg.

(2) 1Entscheidungen gem. Abs. 1 bedürfen der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsauf-
sicht nach Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiö-
zese Freiburg, des Diözesanvermögensverwaltungsrates
und des Konsultorenkollegiums. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) 1Entscheidungen über die Zusammenlegung und die
Aufhebung der Stiftung bedürfen der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsaufsicht nach
Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiözese Freiburg
und vorheriger schriftlicher Zustimmung des Diözesanver-
mögensverwaltungsrates und des Konsultorenkollegiums;
sie sind nur zulässig, wenn die Verwirklichung des Stif-
tungszwecks aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen
unmöglich geworden ist. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(4) Im Falle der Aufhebung des Breisgauer Katholischen
Religionsfonds fällt das nach Erfüllung aller Verbindlich-
keiten verbleibende Vermögen der Erzdiözese Freiburg
zu, die dieses Vermögen bzw. seinen Ertrag weiterhin für
Zwecke i. S. d. § 3 zu verwenden hat.

§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Die Satzung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft. 2Gleichzeitig
tritt die Satzung vom 8. Dezember 2005, zuletzt geändert
am 20. Januar 2016, außer Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 19. Juni 2019

Erzbischof Stephan Burger

Nr. 51

Satzung der Pfälzer Katholischen Kirchen-
schaffnei in Heidelberg

Präambel

Die Pfälzer Katholische Kirchenschaffnei in Heidelberg
ist eine rechtlich selbstständige kirchliche Stiftung des öf-
fentlichen Rechts, die am 1. Januar 1873 errichtet wurde.

Die Geschichte der Stiftung geht zurück bis in die Zeit
der Reformation, als die Kurfürsten von der Pfalz Klös-
ter, Stiftungen und Kirchengüter einzogen. Diese einge-
zogenen Güter wurden jedoch nicht dem Staatsgut zu-
geschlagen, sondern gesondert verwaltet und der Ertrag
hieraus für Kirchen, Schulen und andere mildtätige Zwecke
bestimmt. Eine solche Verwaltungsstelle für Kirchengü-
ter wurde erstmals erwähnt im Jahr 1565. In diesem Jahr
wurde die „Untere Kurpfalz Kirchengüter- und Gefälle-
verwaltung“ gebildet, die ab dem Jahr 1698 den Namen
„Geistliche Administration“ führte. Im Jahr 1873 wurde
das allgemeine Kirchengut durch sechs Verwaltungsstel-
len verwaltet, nämlich die katholischen Schaffnereien
Heidelberg, Lobenfeld und Weinheim sowie den Haupt-
schulfonds Heidelberg, den Partikularschulfonds Wein-
heim und den Klosterfonds Heidelberg. Mit Wirkung vom
1. Januar 1873 wurde aufgrund Übereinkunft zwischen
dem Erzbischöflichen Kapitelsvikariat Freiburg und dem
Großherzoglichen Ministerium des Inneren aus diesem
Fonds ein einheitlicher Fonds mit der Bezeichnung „Pfälzer
Katholische Kirchenschaffnei Heidelberg“ gebildet. Der
Stiftung war u. a. die Aufgabe übertragen worden, für den
Bau und den Unterhalt von Kirchen und Pfarrhäusern so-
wie für die Zahlung von Anniversarien, Bestreitung des
Aufwands für Mesner und Organisten und für innere Kir-
chenbedürfnisse aufzukommen.

Mit der erzbischöflichen Verordnung vom 21. Dezember
1942 erhielt die Pfälzer Katholische Kirchenschaffnei in
Heidelberg eine Satzung, die mit Wirkung zum 1. Januar
2006 durch eine neue Satzung ersetzt wurde. Die Satzung
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wurde mit Verordnung vom 8. Dezember 2005 erlassen
(ABl. S. 258) und mit erster Verordnung vom 20. Januar 2016
(ABl. S. 350) geändert. Das Ministerium für Kultus, Ju-
gend und Sport Baden-Württemberg hat mit Verfügung
vom 29. Februar 2016 die Änderung der Satzung geneh-
migt.

§ 1
Name und Sitz

(1) Die Stiftung hat den Namen „Pfälzer Katholische
Kirchenschaffnei in Heidelberg“.

(2) Sitz der Stiftung ist Heidelberg.

§ 2
Rechtsform

(1) Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht gem. cann. 1303
§ 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 § 2 Halbs. 1 CIC als selbstständige
Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit errichtet.

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts-
form einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. d. § 22 Nr. 2
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (StiftG) und
dient i. S. d. §§ 25 Abs. 2 und 29 Abs. 1 StiftG den Zwecken
des Gottesdienstes und der Verkündigung.

§ 3
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist, für Baubedürfnisse örtlicher
katholischer Rechtspersonen an Kirchen und Pfarrhäusern
im ehemals kurpfälzischen Teil Badens aufzukommen.

(2) Unmittelbar gegen die Stiftung gerichtete Ansprüche
bestehen nicht, sofern nicht entsprechende historische
Rechtstitel vorliegen.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar
kirchliche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke i. S. d. Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Stammvermögen

Das Stammvermögen bestimmt sich nach dem Dekret über
die Zuweisung von Stammvermögen (patrimonium stabile)
– Diözesanebene in seiner jeweils geltenden Fassung.

§ 6
Organe

Organe der Stiftung sind:

1. der Stiftungsvorstand und

2. der Aufsichtsrat.

§ 7
Stiftungsvorstand;

Verwaltung und Vertretung

(1) 1Der Stiftungsvorstand wird vom Ordinarius für fünf
Jahre berufen. 2Der Stiftungsvorstand besteht aus einer
Person. 3Der Ordinarius kann den Stiftungsvorstand vor-
zeitig aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen
Geschäftsführung, abberufen.

(2) 1Der Stiftungsvorstand ist Verwalter der Stiftung. 2Er
hat gem. §§ 86 Satz 1, 26 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 und 2 BGB
die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.

(3) Willenserklärungen sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich oder in Textform abgegeben worden sind.

(4) Der Stiftungsvorstand erstellt den Wirtschaftsplan und
den Jahresabschluss mit Tätigkeitsbericht.

§ 8
Zusammensetzung und Aufgaben

des Aufsichtsrates

(1) 1Der Aufsichtsrat besteht aus acht Mitgliedern, die in
wirtschaftlichen Fragen wirklich erfahren sind und sich
durch Rechtschaffenheit auszeichnen. 2Zwei Mitglieder sol-
len Priester der Erzdiözese sein. Alle Mitglieder des Auf-
sichtsrates werden vom Erzbischof von Freiburg ernannt
und dürfen keine aktiven oder pensionierten/verrenteten
Mitarbeiter der Erzbischöflichen Kurie Freiburg sein.

(2) 1Die Amtszeit des Aufsichtsrates dauert fünf Jahre. 2Sie
beginnt mit der konstituierenden Sitzung des Aufsichts-
rates und endet mit der konstituierenden Sitzung des neuen
Aufsichtsrates.
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(3) Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Reihen eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) 1Der Aufsichtsrat trifft die grundlegenden Entschei-
dungen in Bezug auf die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks und führt als unabhängiges Organ die Aufsicht
über die Tätigkeit der Verwaltung und Vertretung, insbe-
sondere über

– die Verwirklichung des Stiftungszwecks,

– die Beachtung der Satzung,

– die ordnungsgemäße Wahrnehmung und Erledigung
der Geschäfte,

– Vorschläge zu Änderungen der Satzung oder des Sat-
zungszwecks gem. § 14 Abs. 1.

2Zu den grundlegenden Entscheidungen in Bezug auf die
Verwirklichung des Stiftungszwecks i. S. v. Satz 1 zählen
insbesondere Förder- und Kommunikationsrichtlinien.

(5) 1Der Wirtschaftsplan wird dem Aufsichtsrat vorgelegt
und von diesem genehmigt. 2Der Jahresabschluss mit
Tätigkeitsbericht wird vom Aufsichtsrat festgestellt, der
zugleich über die Entlastung des Stiftungsvorstands ent-
scheidet. 3Wirtschaftsplan und Jahresabschluss sind der
kirchlichen Rechtsaufsicht, dem Diözesanvermögensver-
waltungsrat und dem Rechnungshof für die Erzdiözese
Freiburg unverzüglich vorzulegen.

(6) 1Der Aufsichtsrat kann auch für den Einzelfall beschlie-
ßen, dass bestimmte Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten der
Verwaltung und Vertretung seiner Zustimmung bedürfen.
2Sie dürfen von der Verwaltung und Vertretung erst um-
gesetzt werden, wenn die Zustimmung des Aufsichtsrates
erteilt ist.

(7) 1Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet außer nach
§ 8 Abs. 2 Satz 2

1. mit dem Ende des Amtes, das der Ernennung zu Grunde
lag, oder

2. nach vorzeitiger Abberufung aus wichtigem Grund
durch den Erzbischof von Freiburg.

2Im Fall des § 8 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 wird das nach-
rückende Mitglied für die Dauer der restlichen Amtszeit
des ausgeschiedenen Mitglieds ernannt.

(8) Aufwandsentschädigungen können – soweit rechtlich
zulässig – nur an ehrenamtliche Mitglieder ausbezahlt
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 9
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) 1Mindestens zweimal im Jahr tritt der Aufsichtsrat zu
einer Sitzung zusammen. 2Außerdem kann die oder der
Vorsitzende den Aufsichtsrat zu einer Sitzung aus beson-
derem Anlass einberufen; sie oder er hat den Aufsichtsrat
zu einer solchen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens
vier Mitglieder dies in Textform verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche
Mitglieder mit einer Frist von mindestens drei Wochen
vor der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung eingela-
den worden und wenigstens vier Mitglieder anwesend
sind.

(3) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Die durch die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erhaltenen Informationen
und Unterlagen sind vertraulich zu behandeln; die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Ende der
Mitgliedschaft fort.

(4) 1Beschlüsse innerhalb einer Sitzung werden mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 2Beschlüsse
außerhalb einer Sitzung kommen gültig zustande, wenn
alle Mitglieder ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in
Textform erklären.

§ 10
Geschäftsordnung

Die Organe der Stiftung geben sich eine gemeinsame Ge-
schäftsordnung.

§ 11
Haftung

Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind der Stiftung ge-
genüber für den aus einer Pflichtverletzung entstehenden
Schaden verantwortlich, wobei sich die Haftung auf Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 12
Prüfung

(1) Die Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Rech-
nungshof für die Erzdiözese Freiburg.

(2) 1Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dieser Prüfung
eine Prüfung durch eine andere unabhängige Prüfungs-
einrichtung in Auftrag geben. 2Deren Prüfbericht ist dem
Erzbischof von Freiburg, dem Rechnungshof für die Erz-
diözese Freiburg, der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium unverzüglich vorzulegen.
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§ 13
Kirchliche Aufsicht

(1) 1Die Beispruchsrechte des Diözesanvermögensver-
waltungsrates und des Konsultorenkollegiums,1 die zur
Wirksamkeit im Außenverhältnis eingehalten werden
müssen, bleiben unberührt. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(2) 1Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte bedürfen
für ihre Wirksamkeit im Außenverhältnis der Genehmi-
gung der kirchlichen Rechtsaufsicht:

a) Aufnahme von Darlehen, Abgabe von Garantieer-
klärungen und Übernahme von Fremdverpflichtungen
(Schuldübernahme, Schuldbeitritt, Bürgschaft und ver-
gleichbare Risikogeschäfte), wenn der Gegenstands-
wert mehr als fünf Prozent des Eigenkapitals der Stif-
tung ausmacht. Maßgebend ist der letzte verabschie-
dete Jahresabschluss;

b) Waren- und Finanztermingeschäfte;

c) Abschluss von Arbeits- und Dienstverträgen, die gem.
§ 7 Abs. 1 Nr. 14 KVO V genehmigungspflichtig sind;

d) Gesellschaftsverträge und Beteiligungsverträge jeder
Art, die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an Dritte
sowie die Begründung und Beendigung von Mitglied-
schaften bei Rechtspersonen, deren Zweck auf den
Betrieb einer kirchlichen, sozialen oder pädagogischen
Einrichtung gerichtet ist;

e) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte über die Begründung,
Änderung und Aufhebung von Kirchenbaulasten und
Kultpflichten sowie entsprechende Geld- und Natural-
leistungsansprüche;

f) Verträge mit kommunalen Körperschaften über den
Betrieb sozial-caritativer Einrichtungen (insbesondere
Tageseinrichtungen für Kinder und Sozialstationen);

g) Rechtsgeschäfte mit Organmitgliedern oder mit Perso-
nen, die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen
Rechtsaufsicht befasst sind sowie Rechtsgeschäfte mit
Personen, die mit einem Organmitglied oder Personen,
die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen Rechts-
aufsicht befasst sind, in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis (entsprechend § 19 Abs. 1 KVO III)
stehen.

2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) In Bezug auf konkret definierte Gesellschaftsverträge
und Beteiligungsverträge i. S. d. Abs. 2 d) kann eine ge-
nerelle Zustimmung durch die kirchliche Rechtsaufsicht
erteilt werden.

§ 14
Satzungsänderung;

Zusammenlegung und Aufhebung

(1) 1Entscheidungen über die Änderung der Satzung oder
des Satzungszwecks trifft auf Vorschlag des Aufsichtsrats
der Erzbischof von Freiburg.

(2) 1Entscheidungen gem. Abs. 1 bedürfen der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsauf-
sicht nach Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiö-
zese Freiburg, des Diözesanvermögensverwaltungsrates
und des Konsultorenkollegiums. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) 1Entscheidungen über die Zusammenlegung und die
Aufhebung der Stiftung bedürfen der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsaufsicht nach
Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiözese Freiburg
und vorheriger schriftlicher Zustimmung des Diözesan-
vermögensverwaltungsrates und des Konsultorenkolle-
giums; sie sind nur zulässig, wenn die Verwirklichung des
Stiftungszwecks aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den unmöglich geworden ist. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Im Falle der Aufhebung der Pfälzer Katholischen Kir-
chenschaffnei fällt das nach Erfüllung aller Verbindlich-
keiten verbleibende Vermögen der Erzdiözese Freiburg
zu, die dieses Vermögen bzw. seinen Ertrag weiterhin für
Zwecke i. S. d. § 3 zu verwenden hat.

§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Die Satzung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.

2Gleichzeitig tritt die Satzung vom 8. Dezember 2005,
zuletzt geändert am 20. Januar 2016, außer Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 19. Juni 2019

Erzbischof Stephan Burger
1 Insbesondere finden die Beispruchsrechte nach cann. 1292 § 1, 1295

und 1281 § 2 CIC Anwendung.
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Nr. 52

Satzung der Pfarrpfründestiftung der Erzdiö-
zese Freiburg

Präambel

1Von alters her bestehen im Bereich des Erzbistums Freiburg
in den meisten Pfarrorten sogenannte Pfarr- und Kaplanei-
pfründen. 2Diese Benefizien hatten die Aufgabe, den Le-
bensunterhalt von Pfarrern und Kaplänen zu sichern. 3Mit
Wirkung zum 1. April 1961 wurden jedoch die Pfründein-
haber in Baden mit unmittelbaren Bruttoeinkommen aus
allgemeinen Kirchensteuermitteln besoldet und die Pfrün-
deerträge, die auch heute noch zur teilweisen Deckung
des Besoldungsaufwandes beitragen, mit dem Besoldungs-
aufwand zentral verrechnet.
4In Erfüllung des Regelungsauftrages aus can. 1274 § 1 CIC
wurde das Benefizialsystem wirtschaftlich und rechtlich
durch eine tragfähige und langfristig beständige Regelung
abgelöst, die auf der Besoldung der Geistlichen aus Mitteln
des Bistums beruht und die Zusammenfassung der Erträge
des Pfründevermögens zur teilweisen Deckung des Besol-
dungsaufwandes in wirtschaftlich optimaler Weise ermög-
licht. 5Daher wurden die Pfarrpfründen aufgelöst und ihr
Vermögen in eine einzige bistumsweit tätige Stiftung, die
das Erzbistum bei der Erfüllung seiner originären Besol-
dungsverpflichtung unterstützt, eingebracht.
6Für die Erfüllung dieser Aufgabe wurde der „Breisacher
Katholische Präbendefonds“ vorgesehen, der über Jahr-
hunderte eine vergleichbare Aufgabe erfüllt hatte, und
diesem eine den heutigen Verhältnissen entsprechende
Zweckbestimmung und einen neuen Namen gegeben.
7Durch Verordnung des Erzbischofs vom 22. November
2001 (ABl. S. 151) wurde für die Stiftung eine neue Sat-
zung erlassen (ABl. S. 151) und der „Breisacher Katholi-
sche Präbendefonds“ mit Wirkung zum 31. Dezember 2001
in die „Pfarrpründestiftung der Erzdiözese Freiburg“ um-
benannt. 8Die Satzung der Pfarrpfründestiftung der Erz-
diözese Freiburg wurde dem Ministerium für Kultus und
Unterricht am 27. Dezember 2001 angezeigt.
9Mit erster Verordnung vom 9. August 2004 (ABl. S. 389)
und mit zweiter Verordnung vom 20. Januar 2016 (ABl.
S. 349) wurde die Satzung der Pfarrpfründestiftung ge-
ändert. 10Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport
Baden-Württemberg hat die Änderung der Satzung der
Pfarrpfründestiftung mit Verfügung vom 29. Februar 2016
genehmigt.

§ 1
Name und Sitz

(1) Die Stiftung hat den Namen „Pfarrpfründestiftung der
Erzdiözese Freiburg“.

(2) Sitz der Stiftung ist Freiburg im Breisgau.

§ 2
Rechtsform

(1) Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht gem. cann. 1303
§ 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 § 2 Halbs. 1 CIC als selbstständige
Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit errichtet.

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts-
form einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. d. § 22 Nr. 2
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (StiftG)
und dient i. S. d. §§ 25 Abs. 2 und 29 Abs. 1 StiftG den
Zwecken des Gottesdienstes und der Verkündigung.

§ 3
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist, die Erzdiözese Freiburg bei
ihrer Aufgabe zu unterstützen, die Besoldung der Pries-
ter, die ihr gegenüber Anspruch auf Besoldung haben,
sicherzustellen.

(2) Unmittelbar gegen die Stiftung gerichtete Ansprüche
bestehen nicht, sofern nicht entsprechende historische
Rechtstitel vorliegen.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar
kirchliche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke i. S. d. Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Stammvermögen

Das Stammvermögen bestimmt sich nach dem Dekret über
die Zuweisung von Stammvermögen (patrimonium stabile)
– Diözesanebene in seiner jeweils geltenden Fassung.

§ 6
Organe

Organe der Stiftung sind:

1. der Stiftungsvorstand und

2. der Aufsichtsrat.
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§ 7
Stiftungsvorstand; Verwaltung und Vertretung

(1) 1Der Stiftungsvorstand wird vom Ordinarius für fünf
Jahre berufen. 2Der Stiftungsvorstand besteht aus einer
Person. 3Der Ordinarius kann den Stiftungsvorstand vor-
zeitig aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen
Geschäftsführung, abberufen.

(2) 1Der Stiftungsvorstand ist Verwalter der Stiftung. 2Er
hat gem. §§ 86 Satz 1, 26 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 und 2 BGB
die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.

(3) Willenserklärungen sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich oder in Textform abgegeben worden sind.

(4) Der Stiftungsvorstand erstellt den Wirtschaftsplan und
den Jahresabschluss mit Tätigkeitsbericht.

§ 8
Zusammensetzung und Aufgaben

des Aufsichtsrates

(1) 1Der Aufsichtsrat besteht aus acht Mitgliedern, die in
wirtschaftlichen Fragen wirklich erfahren sind und sich
durch Rechtschaffenheit auszeichnen. 2Die Mitglieder des
Aufsichtsrates dürfen keine aktiven oder pensionierten/
verrenteten Mitarbeiter der Erzbischöflichen Kurie Freiburg
sein. 3Zwei Mitglieder sind Priester der Erzdiözese, die
auf Vorschlag des Erzbischofs vom Priesterrat gewählt
werden. 4Alle anderen Mitglieder des Aufsichtsrates wer-
den vom Erzbischof von Freiburg ernannt.

(2) 1Die Amtszeit des Aufsichtsrates dauert fünf Jahre. 2Sie
beginnt mit der konstituierenden Sitzung des Aufsichts-
rates und endet mit der konstituierenden Sitzung des neuen
Aufsichtsrates.

(3) Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Reihen eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) 1Der Aufsichtsrat trifft die grundlegenden Entschei-
dungen in Bezug auf die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks und führt als unabhängiges Organ die Aufsicht
über die Tätigkeit der Verwaltung und Vertretung, insbe-
sondere über

– die Verwirklichung des Stiftungszwecks,

– die Beachtung der Satzung,

– die ordnungsgemäße Wahrnehmung und Erledigung
der Geschäfte,

– Vorschläge zu Änderungen der Satzung oder des Sat-
zungszwecks gem. § 14 Abs. 1.

2Zu den grundlegenden Entscheidungen in Bezug auf
die Verwirklichung des Stiftungszwecks i. S. v. Satz 1
zählen insbesondere Förder- und Kommunikationsricht-
linien.

(5) 1Der Wirtschaftsplan wird dem Aufsichtsrat vorgelegt
und von diesem genehmigt. 2Der Jahresabschluss mit
Tätigkeitsbericht wird vom Aufsichtsrat festgestellt, der
zugleich über die Entlastung des Stiftungsvorstands ent-
scheidet. 3Wirtschaftsplan und Jahresabschluss sind der
kirchlichen Rechtsaufsicht, dem Diözesanvermögensver-
waltungsrat und dem Rechnungshof für die Erzdiözese
Freiburg unverzüglich vorzulegen.

(6) 1Der Aufsichtsrat kann auch für den Einzelfall beschlie-
ßen, dass bestimmte Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten der
Verwaltung und Vertretung seiner Zustimmung bedürfen.
2Sie dürfen von der Verwaltung und Vertretung erst um-
gesetzt werden, wenn die Zustimmung des Aufsichtsrates
erteilt ist.

(7) 1Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet außer nach
§ 8 Abs. 2 Satz 2

1. mit dem Ende des Amtes, das der Ernennung zu Grunde
lag, oder

2. nach vorzeitiger Abberufung aus wichtigem Grund
durch den Erzbischof von Freiburg.

2Im Fall des § 8 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 wird das nach-
rückende Mitglied für die Dauer der restlichen Amtszeit
des ausgeschiedenen Mitglieds ernannt.

(8) Aufwandsentschädigungen können – soweit rechtlich
zulässig – nur an ehrenamtliche Mitglieder ausbezahlt
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 9
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) 1Mindestens zweimal im Jahr tritt der Aufsichtsrat zu
einer Sitzung zusammen. 2Außerdem kann die oder der
Vorsitzende den Aufsichtsrat zu einer Sitzung aus beson-
derem Anlass einberufen; sie oder er hat den Aufsichtsrat
zu einer solchen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens
vier Mitglieder dies in Textform verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche
Mitglieder mit einer Frist von mindestens drei Wochen
vor der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung einge-
laden worden und wenigstens vier Mitglieder anwesend
sind.
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(3) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Die durch die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erhaltenen Informationen
und Unterlagen sind vertraulich zu behandeln; die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Ende der
Mitgliedschaft fort.

(4) 1Beschlüsse innerhalb einer Sitzung werden mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 2Beschlüsse
außerhalb einer Sitzung kommen gültig zustande, wenn
alle Mitglieder ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in
Textform erklären.

§ 10
Geschäftsordnung

Die Organe der Stiftung geben sich eine gemeinsame Ge-
schäftsordnung.

§ 11
Haftung

Die Organe der Stiftung sind der Stiftung gegenüber für
den aus einer Pflichtverletzung entstehenden Schaden
verantwortlich, wobei sich die Haftung auf Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 12
Prüfung

(1) Die Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Rech-
nungshof für die Erzdiözese Freiburg.

(2) 1Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dieser Prüfung
eine Prüfung durch eine andere unabhängige Prüfungs-
einrichtung in Auftrag geben. 2Deren Prüfbericht ist dem
Erzbischof von Freiburg, dem Rechnungshof für die Erz-
diözese Freiburg, der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium unverzüglich vorzulegen.

§ 13
Kirchliche Aufsicht

(1) 1Die Beispruchsrechte des Diözesanvermögensver-
waltungsrates und des Konsultorenkollegiums,1 die zur
Wirksamkeit im Außenverhältnis eingehalten werden
müssen, bleiben unberührt. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(2) 1Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte bedürfen
für ihre Wirksamkeit im Außenverhältnis der Genehmi-
gung der kirchlichen Rechtsaufsicht:

a) Aufnahme von Darlehen, Abgabe von Garantieer-
klärungen und Übernahme von Fremdverpflichtungen
(Schuldübernahme, Schuldbeitritt, Bürgschaft und ver-
gleichbare Risikogeschäfte), wenn der Gegenstands-
wert mehr als fünf Prozent des Eigenkapitals der Stif-
tung ausmacht. Maßgebend ist der letzte verabschie-
dete Jahresabschluss;

b) Waren- und Finanztermingeschäfte;

c) Abschluss von Arbeits- und Dienstverträgen, die
gem. § 7 Abs. 1 Nr. 14 KVO V genehmigungspflichtig
sind;

d) Gesellschaftsverträge und Beteiligungsverträge jeder
Art, die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an
Dritte sowie die Begründung und Beendigung von
Mitgliedschaften bei Rechtspersonen, deren Zweck auf
den Betrieb einer kirchlichen, sozialen oder pädagogi-
schen Einrichtung gerichtet ist;

e) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte über die Begründung,
Änderung und Aufhebung von Baulasten an Kirchen
und Pfarrhäusern und Kultpflichten sowie entspre-
chende Geld- und Naturalleistungsansprüche;

f) Verträge mit kommunalen Körperschaften über den
Betrieb sozial-caritativer Einrichtungen (insbesondere
Tageseinrichtungen für Kinder und Sozialstationen);

g) Rechtsgeschäfte mit Organmitgliedern oder mit Per-
sonen, die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen
Rechtsaufsicht befasst sind sowie Rechtsgeschäfte mit
Personen, die mit einem Organmitglied oder Personen,
die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen Rechts-
aufsicht befasst sind, in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis (entsprechend § 19 Abs. 1 KVO III)
stehen.

2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) 1Die Pfarrpfründestiftung benachrichtigt jede Kirchen-
gemeinde/Gesamtkirchengemeinde, in deren Territorium
ein Grundstück der Pfarrpfründestiftung gelegen ist, recht-
zeitig jeweils vor einer Veräußerung oder einer Vergabe
eines Erbbaurechts. 2Ein besonderer Bezug einer Kirchen-
gemeinde/Gesamtkirchengemeinde oder des Ortsfonds-
vermögens zu dem Grundstück und besondere örtliche
pastorale Zielsetzungen, insbesondere pastorale Gebäude-
konzeptionen, werden im Rahmen einer wirtschaftlichen
Verwaltung bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt.
3Bei einem Widerspruch durch die Kirchengemeinde/Ge-

1 Insbesondere finden die Beispruchsrechte nach cann. 1292 § 1, 1295
und 1281 § 2 CIC Anwendung.
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samtkirchengemeinde, wird eine einvernehmliche Lösung
durch eine Schlichtung bei der kirchlichen Rechtsaufsicht
angestrebt.

(4) In Bezug auf konkret definierte Gesellschaftsverträge
und Beteiligungsverträge i. S. d. Abs. 2 d) kann eine ge-
nerelle Zustimmung durch die kirchliche Rechtsaufsicht
erteilt werden.

§ 14
Satzungsänderung;

Zusammenlegung und Aufhebung

(1) 1Entscheidungen über die Änderung der Satzung oder
des Satzungszwecks trifft auf Vorschlag des Aufsichtsrats
der Erzbischof von Freiburg.

(2) 1Entscheidungen gem. Abs. 1 bedürfen der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsauf-
sicht nach Anhörung des Priesterrates, des Rechnungs-
hofs für die Erzdiözese Freiburg, des Diözesanvermögens-
verwaltungsrates und des Konsultorenkollegiums. 2§ 8
Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) 1Entscheidungen über die Zusammenlegung und die
Aufhebung der Stiftung bedürfen der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsaufsicht nach
Anhörung des Priesterrates und des Rechnungshofs für
die Erzdiözese Freiburg und vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung des Diözesanvermögensverwaltungsrates und
des Konsultorenkollegiums; sie sind nur zulässig, wenn
die Verwirklichung des Stiftungszwecks aus tatsächlichen
oder rechtlichen Gründen unmöglich geworden ist. 2§ 8
Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Im Falle der Aufhebung der Pfarrpfründestiftung der
Erzdiözese Freiburg fällt das nach Erfüllung aller Verbind-
lichkeiten verbleibende Vermögen der Erzdiözese Freiburg
zu, die dieses Vermögen bzw. seinen Ertrag weiterhin für
Zwecke i. S. d. § 3 zu verwenden hat.

§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Die Satzung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.

2Gleichzeitig tritt die Satzung vom 22. November 2001,
zuletzt geändert am 20. Januar 2016, außer Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 19. Juni 2019

Erzbischof Stephan Burger

Nr. 53

Satzung der Gemeinschaftsstiftung der Erz-
diözese Freiburg

Präambel

1Die Gemeinschaftsstiftung der Erzdiözese Freiburg ist
eine kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts. 2Sie ist
durch Stiftungsakt des Erzbischofs von Freiburg am
7. Mai 2010 errichtet worden (ABl. S. 391). 3Die Aner-
kennung des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
Baden-Württemberg als kirchliche Stiftung des öffentli-
chen Rechts erfolgte durch Urkunde vom 2. Juli 2010.

4Die Satzung wurde mit erster Verordnung vom 20. Januar
2016 geändert (ABl. S. 348). 5Das Ministerium für Kultus,
Jugend und Sport Baden-Württemberg hat mit Verfügung
vom 29. Februar 2016 die Änderung der Satzung geneh-
migt.

§ 1
Name und Sitz

(1) Die Stiftung hat den Namen „Gemeinschaftsstiftung
der Erzdiözese Freiburg“.

(2) Sitz der Stiftung ist Freiburg im Breisgau.

§ 2
Rechtsform

(1) Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht gem. cann.
1303 § 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 § 2 Halbs. 1 CIC als selbst-
ständige Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit er-
richtet.

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts-
form einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. d. § 22 Nr. 2
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (StiftG).

§ 3
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist die ideelle und materielle Unter-
stützung der Erzdiözese Freiburg und ihrer Kirchenge-
meinden, Gesamtkirchengemeinden, Dekanate, Dekanats-
verbände, kirchlichen Stiftungen und sonstigen kirchlichen
Rechtsträger bei der Verfolgung ihrer kirchlichen, mildtäti-
gen und gemeinnützigen Zwecke.

(2) Die Stiftung fördert das kirchliche Stiftungswesen in
der Erzdiözese, indem sie die Trägerschaft für unselbst-
ständige Stiftungen (Treuhandstiftungen) und Zustiftun-
gen (Stiftungsfonds) übernimmt, die von Stifterinnen und
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Stiftern mit besonderen Zwecken und gegebenenfalls ei-
genen Organen bei der Stiftung der Erzdiözese errichtet
sind oder werden.

(3) Die Stiftung hat insbesondere den Zweck

1. Stiftungsfonds für weitere Bereiche der kirchlichen
Arbeit zu errichten;

2. Stifterinnen und Stifter bei der Errichtung kirchlicher
Stiftungen in der Erzdiözese zu beraten und zu unter-
stützen;

3. Werbung für die Stiftungen der in § 3 Abs. 1 genannten
Institutionen zu machen und deren Bemühungen um
die Beschaffung von Mitteln zu unterstützen. Dabei
soll wo immer möglich ein Wettbewerb um Mittel ver-
mieden werden.

(4) Die Stiftung kann selbstständige und unselbstständige
kirchliche Stiftungen in der Erzdiözese Freiburg unter-
stützen oder auf Antrag der Stiftungen oder der Stiften-
den Verwaltungsgeschäfte übernehmen.

(5) Es werden nach Abs. 3 Nr. 1 folgende allgemeine Stif-
tungsfonds errichtet:

1. Bildungsfonds zur Unterstützung und Förderung des
katholischen Bildungswesens in der Erzdiözese Freiburg;

2. Jugendfonds zur Unterstützung und Förderung der Auf-
gaben der Jugendpastoral in der Erzdiözese Freiburg;

3. Familienfonds zur Unterstützung und Förderung der Auf-
gaben der Familienpastoral in der Erzdiözese Freiburg;

4. Weltkirchenfonds zur Unterstützung und Förderung des
weltkirchlichen Engagements der Erzdiözese Freiburg.

(6) Unmittelbar gegen die Stiftung gerichtete Ansprüche
bestehen nicht.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar
kirchliche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke i. S. d.
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenord-
nung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Vermögenstrennung

Das Vermögen der Treuhandstiftungen ist getrennt vom
Stiftungsvermögen nachzuweisen.

§ 6
Organe

Organe der Stiftung sind:

1. der Stiftungsvorstand und

2. der Aufsichtsrat.

§ 7
Stiftungsvorstand; Verwaltung und Vertretung

(1) 1Der Stiftungsvorstand wird vom Ordinarius für fünf
Jahre berufen. 2Der Stiftungsvorstand besteht aus einer
Person. 3Der Ordinarius kann den Stiftungsvorstand vor-
zeitig aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen
Geschäftsführung, abberufen.

(2) 1Der Stiftungsvorstand ist Verwalter der Stiftung. 2Er
hat gem. §§ 86 Satz 1, 26 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 und 2 BGB
die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.

(3) Willenserklärungen sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich oder in Textform abgegeben worden sind.

(4) Der Stiftungsvorstand erstellt den Wirtschaftsplan und
den Jahresabschluss mit Tätigkeitsbericht.

§ 8
Zusammensetzung und Aufgaben

des Aufsichtsrates

(1) 1Der Aufsichtsrat besteht aus acht Mitgliedern, die in
wirtschaftlichen Fragen wirklich erfahren sind und sich
durch Rechtschaffenheit auszeichnen. 2Zwei Mitglieder
sollen Priester der Erzdiözese sein. 3Alle Mitglieder des
Aufsichtsrates werden vom Erzbischof von Freiburg er-
nannt und dürfen keine aktiven oder pensionierten/ver-
renteten Mitarbeiter der Erzbischöflichen Kurie Freiburg
sein.

(2) 1Die Amtszeit des Aufsichtsrates dauert fünf Jahre. 2Sie
beginnt mit der konstituierenden Sitzung des Aufsichts-
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rates und endet mit der konstituierenden Sitzung des neuen
Aufsichtsrates.

(3) Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Reihen eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) 1Der Aufsichtsrat trifft die grundlegenden Entschei-
dungen in Bezug auf die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks und führt als unabhängiges Organ die Aufsicht
über die Tätigkeit der Verwaltung und Vertretung, insbe-
sondere über

– die Verwirklichung des Stiftungszwecks,

– die Beachtung der Satzung,

– die ordnungsgemäße Wahrnehmung und Erledigung
der Geschäfte,

– Vorschläge zu Änderungen der Satzung oder des Sat-
zungszwecks gem. § 14 Abs. 1.

2Zu den grundlegenden Entscheidungen in Bezug auf die
Verwirklichung des Stiftungszwecks i. S. v. Satz 1 zählen
insbesondere Förder- und Kommunikationsrichtlinien.

(5) 1Der Wirtschaftsplan wird dem Aufsichtsrat vorgelegt
und von diesem genehmigt. 2Der Jahresabschluss mit
Tätigkeitsbericht wird vom Aufsichtsrat festgestellt, der
zugleich über die Entlastung des Stiftungsvorstands ent-
scheidet. 3Wirtschaftsplan und Jahresabschluss sind der
kirchlichen Rechtsaufsicht, dem Diözesanvermögensver-
waltungsrat und dem Rechnungshof für die Erzdiözese
Freiburg unverzüglich vorzulegen.

(6) 1Der Aufsichtsrat kann auch im Einzelfall beschließen,
dass bestimmte Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten der Ver-
waltung und Vertretung seiner Zustimmung bedürfen. 2Sie
dürfen von der Verwaltung und Vertretung erst umgesetzt
werden, wenn die Zustimmung des Aufsichtsrats erteilt ist.

(7) 1Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet außer nach
§ 8 Abs. 2 Satz 2

1. mit dem Ende des Amtes, das der Ernennung zu Grunde
lag, oder

2. nach vorzeitiger Abberufung aus wichtigem Grund
durch den Erzbischof von Freiburg.

2Im Fall des § 8 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 wird das nach-
rückende Mitglied für die Dauer der restlichen Amtszeit
des ausgeschiedenen Mitglieds ernannt.

(8) Aufwandsentschädigungen können – soweit rechtlich
zulässig – nur an ehrenamtliche Mitglieder ausbezahlt
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 9
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) 1Mindestens zweimal im Jahr tritt der Aufsichtsrat zu
einer Sitzung zusammen. 2Außerdem kann die oder der
Vorsitzende den Aufsichtsrat zu einer Sitzung aus beson-
derem Anlass einberufen; sie oder er hat den Aufsichtsrat
zu einer solchen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens
vier Mitglieder dies in Textform verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche
Mitglieder mit einer Frist von mindestens drei Wochen
vor der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung eingela-
den worden und wenigstens vier Mitglieder anwesend
sind.

(3) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Die durch die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erhaltenen Informationen
und Unterlagen sind vertraulich zu behandeln; die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Ende der
Mitgliedschaft fort.

(4) 1Beschlüsse innerhalb einer Sitzung werden mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 2Beschlüsse
außerhalb einer Sitzung kommen gültig zustande, wenn
alle Mitglieder ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in
Textform erklären.

§ 10
Geschäftsordnung

Die Organe der Stiftung geben sich eine gemeinsame Ge-
schäftsordnung.

§ 11
Haftung

Die Organe der Stiftung sind der Stiftung gegenüber für
den aus einer Pflichtverletzung entstehenden Schaden
verantwortlich, wobei sich die Haftung auf Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 12
Prüfung

(1) Die Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Rech-
nungshof für die Erzdiözese Freiburg.

(2) 1Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dieser Prüfung
eine Prüfung durch eine andere unabhängige Prüfungs-
einrichtung in Auftrag geben. 2Deren Prüfbericht ist dem
Erzbischof von Freiburg, dem Rechnungshof für die Erz-
diözese Freiburg, der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium unverzüglich vorzulegen.
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§ 13
Kirchliche Aufsicht

(1) 1Die Beispruchsrechte des Diözesanvermögensver-
waltungsrates und des Konsultorenkollegiums,1 die zur
Wirksamkeit im Außenverhältnis eingehalten werden
müssen, bleiben unberührt. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(2) 1Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte bedürfen
für ihre Wirksamkeit im Außenverhältnis der Genehmi-
gung der kirchlichen Rechtsaufsicht:

a) Aufnahme von Darlehen, Abgabe von Garantieer-
klärungen und Übernahme von Fremdverpflichtungen
(Schuldübernahme, Schuldbeitritt, Bürgschaft und ver-
gleichbare Risikogeschäfte), wenn der Gegenstands-
wert mehr als fünf Prozent des Eigenkapitals der Stif-
tung ausmacht. Maßgebend ist der letzte verabschie-
dete Jahresabschluss;

b) Waren- und Finanztermingeschäfte;

c) Abschluss von Arbeits- und Dienstverträgen, die
gem. § 7 Abs. 1 Nr. 14 KVO V genehmigungspflichtig
sind;

d) Gesellschaftsverträge und Beteiligungsverträge jeder
Art, die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an Drit-
te sowie die Begründung und Beendigung von Mit-
gliedschaften bei Rechtspersonen, deren Zweck auf den
Betrieb einer kirchlichen, sozialen oder pädagogischen
Einrichtung gerichtet ist;

e) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte über die Begründung,
Änderung und Aufhebung von Kirchenbaulasten und
Kultpflichten sowie entsprechende Geld- und Natural-
leistungsansprüche;

f) Verträge mit kommunalen Körperschaften über den
Betrieb sozial-caritativer Einrichtungen (insbesondere
Tageseinrichtungen für Kinder und Sozialstationen);

g) Rechtsgeschäfte mit Organmitgliedern oder mit Per-
sonen, die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen
Rechtsaufsicht befasst sind sowie Rechtsgeschäfte mit
Personen, die mit einem Organmitglied oder Personen,
die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen Rechts-
aufsicht befasst sind, in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis (entsprechend § 19 Abs. 1 KVO III)
stehen.

2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) In Bezug auf konkret definierte Gesellschaftsverträge
und Beteiligungsverträge i. S. d. Abs. 2 d) kann eine gene-
relle vorherige Zustimmung durch die kirchliche Rechts-
aufsicht erteilt werden.

§ 14
Satzungsänderung;

Zusammenlegung und Aufhebung

(1) 1Entscheidungen über die Änderung der Satzung oder
des Satzungszwecks trifft auf Vorschlag des Aufsichtsrats
der Erzbischof von Freiburg.

(2) 1Entscheidungen gem. Abs. 1 bedürfen der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsauf-
sicht nach Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiö-
zese Freiburg, des Diözesanvermögensverwaltungsrates
und des Konsultorenkollegiums. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) 1Entscheidungen über die Zusammenlegung und die
Aufhebung der Stiftung bedürfen der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsaufsicht nach
Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiözese Freiburg
und vorheriger schriftlicher Zustimmung des Diözesan-
vermögensverwaltungsrates und des Konsultorenkolle-
giums; sie sind nur zulässig, wenn die Verwirklichung des
Stiftungszwecks aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den unmöglich geworden ist. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Im Falle der Aufhebung der Gemeinschaftsstiftung
der Erzdiözese Freiburg fällt das nach Erfüllung aller Ver-
bindlichkeiten verbleibende Vermögen der Erzdiözese
Freiburg zu, die dieses Vermögen bzw. seinen Ertrag wei-
terhin für Zwecke i. S. d. § 3 zu verwenden hat.

§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Die Satzung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.

2Gleichzeitig tritt die Satzung vom 7. Mai 2010, zuletzt
geändert am 20. Januar 2016, außer Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 19. Juni 2019

Erzbischof Stephan Burger
1 Insbesondere finden die Beispruchsrechte nach cann. 1292 § 1, 1295

und 1281 § 2 CIC Anwendung.
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Nr. 54

Satzung der Erzbischof Hermann Stiftung

Präambel

1Die Erzbischof Hermann Stiftung ist eine kirchliche Stif-
tung des öffentlichen Rechts. 2Sie wurde vor 1870 errich-
tet und besitzt den Namen des dritten Freiburger Erzbi-
schofs Hermann von Vicari (1773 bis 1868), der von 1843
bis 1868 residierte. 3Ihren Ursprung verdankt diese Stif-
tung dem 25-jährigen Bischofsjubiläum Hermann von
Vicaris. Anlässlich dieses Jubiläums erfolgte im Jahr 1857
eine Spendensammlung zugunsten des Jubilars. 4Der Erz-
bischof verwandte das gesammelte Geld zur Errichtung
einer Stiftung mit dem Namen „Erzbischof Hermann Stif-
tung zu Freiburg“ und beteiligte sich selbst mit einer „Zu-
stiftung“ aus dem eigenen Vermögen.

5Zusammen mit der Erzpriester Kohler-Stiftung ist der
Erzbischof Hermann Stiftung unter dem 8. Juli 1863 die
Staatsgenehmigung erteilt worden. 61910 sind beide Stif-
tungen unter dem Namen „Erzbischof Hermann Stiftung“
vereinigt worden.

7Durch Verordnung des Erzbischofs vom 11. April 2005
(ABl. S. 69) wurde die Stiftung „Bruchsaler Geistlicher
Seminarfonds“ mit der Erzbischof Hermann Stiftung zu-
sammengelegt. 8Nach Zusammenlegung der Stiftung wur-
de der Erzbischof Hermann Stiftung am 11. April 2005
gem. § 21 Abs. 3 i. V. m. § 14 Abs. 2 und § 26 Abs. 1 des
Stiftungsgesetzes Baden-Württemberg mit Wirkung zum
1. Juli 2005 eine neue Satzung gegeben (ABl. S. 69). 9Die
Satzung wurde mit erster Verordnung vom 7. August 2007
(ABl. S. 110), mit zweiter Verordnung vom 30. Dezem-
ber 2011 (ABl. S. 219) und mit dritter Verordnung vom
20. Januar 2016 (ABl. S. 348) geändert. 10Das Ministe-
rium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg
hat die Änderungen der Satzung der Erzbischof Hermann
Stiftung mit Verfügung vom 20. Januar 2012 und vom
29. Februar 2016 genehmigt.

§ 1
Name und Sitz

(1) Die Stiftung hat den Namen „Erzbischof Hermann
Stiftung“.

(2) Sitz der Stiftung ist Freiburg im Breisgau.

§ 2
Rechtsform

(1) Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht gem. cann. 1303
§ 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 § 2 Halbs. 1 CIC als selbstständige
Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit errichtet.

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts-
form einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. d. § 22 Nr. 2
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (StiftG)
und dient i. S. d. §§ 25 Abs. 2 und 29 Abs. 1 StiftG den
Zwecken des Gottesdienstes und der Verkündigung.

§ 3
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist,

1. Personen (vorrangig junge Menschen), die das Studium
der katholischen Theologie ergreifen wollen oder eine
theologische Ausbildung anstreben, und Studierende
und Auszubildende der katholischen Theologie, die
später einen pastoralen oder religionspädagogischen
Dienst in der Erzdiözese Freiburg übernehmen möch-
ten, und

2. den Bau und die bauliche Unterhaltung von Einrich-
tungen, die der Ausbildung, Berufseinführung und Fort-
bildung im pastoralen oder religionspädagogischen
Dienst in der Erzdiözese Freiburg dienen,

finanziell zu fördern.

(2) Soweit bei vorrangiger Erfüllung des Stiftungszwecks
nach Abs. 1 dafür ausreichend Mittel vorhanden sind, un-
terstützt die Stiftung darüber hinaus

1. Personen nach Abs. 1 Nr. 1, die nach Abschluss der
Ausbildung in der Erzdiözese Freiburg im pastoralen
oder religionspädagogischen Dienst tätig sind, beim
Erwerb von zusätzlichen fachbezogenen Qualifika-
tionen (z. B. Promotion),

2. Lehrveranstaltungen und Projekte des unter Abs. 1 Nr. 1
und Abs. 2 Nr. 1 genannten Personenkreises,

3. die christliche Kultur, insbesondere Kunst, Musik und
Literatur in der Erzdiözese Freiburg und

4. den Erwerb von Kunst- und Kulturgütern.

(3) Unmittelbar gegen die Stiftung gerichtete Ansprüche
bestehen nicht.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar
kirchliche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke i. S. d. Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
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(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Stammvermögen

Das Stammvermögen bestimmt sich nach dem Dekret über
die Zuweisung von Stammvermögen (patrimonium stabile)
– Diözesanebene in seiner jeweils geltenden Fassung.

§ 6
Organe

Organe der Stiftung sind:

1. der Stiftungsvorstand und

2. der Aufsichtsrat.

§ 7
Stiftungsvorstand;

Verwaltung und Vertretung

(1) 1Der Stiftungsvorstand wird vom Ordinarius für fünf
Jahre berufen. 2Der Stiftungsvorstand besteht aus einer
Person. 3Der Ordinarius kann den Stiftungsvorstand vor-
zeitig aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen
Geschäftsführung, abberufen.

(2) 1Der Stiftungsvorstand ist Verwalter der Stiftung. 2Er
hat gem. §§ 86 Satz 1, 26 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 und 2 BGB
die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.

(3) Willenserklärungen sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich oder in Textform abgegeben worden sind.

(4) Der Stiftungsvorstand erstellt den Wirtschaftsplan und
den Jahresabschluss mit Tätigkeitsbericht.

§ 8
Zusammensetzung und Aufgaben

des Aufsichtsrats

(1) 1Der Aufsichtsrat besteht aus acht Mitgliedern, die in
wirtschaftlichen Fragen wirklich erfahren sind und sich
durch Rechtschaffenheit auszeichnen. 2Zwei Mitglieder
sollen Priester der Erzdiözese sein. 3Alle Mitglieder des Auf-
sichtsrates werden vom Erzbischof von Freiburg ernannt
und dürfen keine aktiven oder pensionierten/verrenteten
Mitarbeiter der Erzbischöflichen Kurie Freiburg sein.

(2) 1Die Amtszeit des Aufsichtsrates dauert fünf Jahre. 2Sie
beginnt mit der konstituierenden Sitzung des Aufsichts-
rates nach der Ernennung der Mitglieder und endet mit
der konstituierenden Sitzung des neuen Aufsichtsrates.

(3) Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Reihen eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) 1Der Aufsichtsrat trifft die grundlegenden Entschei-
dungen in Bezug auf die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks und führt als unabhängiges Organ die Aufsicht
über die Tätigkeit der Verwaltung und Vertretung, insbe-
sondere über

– die Verwirklichung des Stiftungszwecks,

– die Beachtung der Satzung,

– die ordnungsgemäße Wahrnehmung und Erledigung
der Geschäfte,

– Vorschläge zu Änderungen der Satzung oder des Sat-
zungszwecks gem. § 14 Abs. 1.

2Zu den grundlegenden Entscheidungen in Bezug auf die
Verwirklichung des Stiftungszwecks i. S. v. Satz 1 zählen
insbesondere Förder- und Kommunikationsrichtlinien.

(5) 1Der Wirtschaftsplan wird dem Aufsichtsrat vorgelegt
und von diesem genehmigt. 2Der Jahresabschluss mit
Tätigkeitsbericht wird vom Aufsichtsrat festgestellt, der
zugleich über die Entlastung des Stiftungsvorstands ent-
scheidet. 3Wirtschaftsplan und Jahresabschluss sind der
kirchlichen Rechtsaufsicht, dem Diözesanvermögensver-
waltungsrat und dem Rechnungshof für die Erzdiözese
Freiburg unverzüglich vorzulegen.

(6) 1Der Aufsichtsrat kann auch für den Einzelfall beschlie-
ßen, dass bestimmte Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten der
Verwaltung und Vertretung seiner Zustimmung bedürfen.
2Sie dürfen von der Verwaltung und Vertretung erst um-
gesetzt werden, wenn die Zustimmung des Aufsichtsrats
erteilt ist.

(7) 1Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet außer nach
§ 8 Abs. 2 Satz 2

1. mit dem Ende des Amtes, das der Ernennung zu Grunde
lag, oder

2. nach vorzeitiger Abberufung aus wichtigem Grund
durch den Erzbischof von Freiburg.

2Im Fall des § 8 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 wird das nach-
rückende Mitglied für die Dauer der restlichen Amtszeit
des ausgeschiedenen Mitglieds ernannt.
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(8) Aufwandsentschädigungen können – soweit rechtlich
zulässig – nur an ehrenamtliche Mitglieder ausbezahlt
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 9
Sitzungen des Aufsichtsrats

(1) 1Mindestens zweimal im Jahr tritt der Aufsichtsrat zu
einer Sitzung zusammen. 2Außerdem kann die oder der
Vorsitzende den Aufsichtsrat zu einer Sitzung aus beson-
derem Anlass einberufen; sie oder er hat den Aufsichtsrat
zu einer solchen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens
vier Mitglieder dies in Textform verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche
Mitglieder mit einer Frist von mindestens drei Wochen
vor der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung eingela-
den worden und wenigstens vier Mitglieder anwesend
sind.

(3) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Die durch die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erhaltenen Informationen
und Unterlagen sind vertraulich zu behandeln; die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Ende der
Mitgliedschaft fort.

(4) 1Beschlüsse innerhalb einer Sitzung werden mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 2Beschlüsse
außerhalb einer Sitzung kommen gültig zustande, wenn
alle Mitglieder ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in
Textform erklären.

§10
Geschäftsordnung

Die Organe der Stiftung geben sich eine gemeinsame Ge-
schäftsordnung.

§ 11
Haftung

Die Organe der Stiftung sind der Stiftung gegenüber für
den aus einer Pflichtverletzung entstehenden Schaden
verantwortlich, wobei sich die Haftung auf Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 12
Prüfung

(1) Die Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Rech-
nungshof für die Erzdiözese Freiburg.

(2) 1Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dieser Prüfung
eine Prüfung durch eine andere unabhängige Prüfungs-
einrichtung in Auftrag geben. 2Deren Prüfbericht ist dem
Erzbischof von Freiburg, dem Rechnungshof für die Erz-

diözese Freiburg, der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium unverzüglich vorzulegen.

§ 13
Kirchliche Aufsicht

(1) Die Beispruchsrechte des Diözesanvermögensverwal-
tungsrates und des Konsultorenkollegiums,1 die zur Wirk-
samkeit im Außenverhältnis eingehalten werden müssen,
bleiben unberührt. § 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte bedürfen
für ihre Wirksamkeit im Außenverhältnis der Genehmi-
gung der kirchlichen Rechtsaufsicht:

a) Aufnahme von Darlehen, Abgabe von Garantieer-
klärungen und Übernahme von Fremdverpflichtungen
(Schuldübernahme, Schuldbeitritt, Bürgschaft und ver-
gleichbare Risikogeschäfte), wenn der Gegenstands-
wert mehr als fünf Prozent des Eigenkapitals der Stif-
tung ausmacht. Maßgebend ist der letzte verabschie-
dete Jahresabschluss;

b) Waren- und Finanztermingeschäfte;

c) Abschluss von Arbeits- und Dienstverträgen, die gem.
§ 7 Abs. 1 Nr. 14 KVO V genehmigungspflichtig sind;

d) Gesellschaftsverträge und Beteiligungsverträge jeder
Art, die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an Drit-
te sowie die Begründung und Beendigung von Mit-
gliedschaften bei Rechtspersonen, deren Zweck auf
den Betrieb einer kirchlichen, sozialen oder pädagogi-
schen Einrichtung gerichtet ist;

e) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte über die Begründung,
Änderung und Aufhebung von Kirchenbaulasten und
Kultpflichten sowie entsprechende Geld- und Natural-
leistungsansprüche;

f) Verträge mit kommunalen Körperschaften über den
Betrieb sozial-caritativer Einrichtungen (insbesondere
Tageseinrichtungen für Kinder und Sozialstationen);

g) Rechtsgeschäfte mit Organmitgliedern oder mit Per-
sonen, die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen
Rechtsaufsicht befasst sind sowie Rechtsgeschäfte mit
Personen, die mit einem Organmitglied oder Personen,
die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen Rechts-
aufsicht befasst sind, in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis (entsprechend § 19 Abs. 1 KVO III)
stehen.

1 Insbesondere finden die Beispruchsrechte nach cann. 1292 § 1, 1295
und 1281 § 2 CIC Anwendung.
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2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) In Bezug auf konkret definierte Gesellschaftsverträge
und Beteiligungsverträge i. S. d. Abs. 2 d) kann eine ge-
nerelle vorherige Zustimmung durch die kirchliche Rechts-
aufsicht erteilt werden.

§ 14
Satzungsänderung;

Zusammenlegung und Aufhebung

(1) 1Entscheidungen über die Änderung der Satzung oder
des Satzungszwecks trifft auf Vorschlag des Aufsichtsrats
der Erzbischof von Freiburg.

(2) 1Entscheidungen gem. Abs. 1 bedürfen der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsauf-
sicht nach Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiö-
zese Freiburg, des Diözesanvermögensverwaltungsrates
und des Konsultorenkollegiums. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) 1Entscheidungen über die Zusammenlegung und die
Aufhebung der Stiftung bedürfen der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der kirchlichen Rechtsaufsicht nach
Anhörung des Rechnungshofs für die Erzdiözese Freiburg
und vorheriger schriftlicher Zustimmung des Diözesan-

vermögensverwaltungsrates und des Konsultorenkolle-
giums; sie sind nur zulässig, wenn die Verwirklichung des
Stiftungszwecks aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den unmöglich geworden ist. 2§ 8 Abs. 6 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Im Falle der Aufhebung der Erzbischof Hermann Stif-
tung fällt das nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten ver-
bleibende Vermögen der Erzdiözese Freiburg zu, die die-
ses Vermögen bzw. seinen Ertrag weiterhin für Zwecke
i. S. d. § 3 zu verwenden hat.

§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Die Satzung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.

2Gleichzeitig tritt die Satzung vom 11. April 2005, zuletzt
geändert am 20. Januar 2016, außer Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 19. Juni 2019

Erzbischof Stephan Burger


